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Prüfbericht der Arbeitsgruppe  
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Aufgabenbereich Hochschulbildung 

1. Ist-Zustand 

Die zwei Eidgenössischen Technischen Hochschulen, die Eidgenössische Hochschule 
für Sport Magglingen EHSM, die zehn kantonalen Universitäten, die zwei kantonalen uni-
versitären Institutionen, die neun kantonalen Fachhochschulen und 19 pädagogischen 
Hochschulen, zu denen auch die Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung EHB 
zählt, bieten ein umfassendes und komplementäres Studienangebot im Bildungsraum 
Schweiz. Darüber hinaus gibt es eine private Fachhochschule sowie weitere private uni-
versitäre Institutionen und Fachhochschulinstitute. 

1.1. Regelungskompetenz 

Gemäss Art. 63a BV betreibt der Bund die ETH und unterstützt die kantonalen Hoch-
schulen. Bund und Kantone sorgen gemeinsam für die Koordination, die Qualität und die 
Wettbewerbsfähigkeit des gesamtschweizerischen Hochschulbereichs. Bund und Kan-
tone übertragen bestimmte Befugnisse an drei gemeinsame Organe. Die vom zuständi-
gen Bundesrat geleitete Schweizerische Hochschulkonferenz (SHK) in der Zusammen-
setzung als Plenarversammlung (alle Kantone) oder als Hochschulrat (14 Mitglieder der 
Trägerkantone) ist das oberste hochschulpolitische Organ. Die zwei weiteren Organe 
sind die Rektorenkonferenz (swissuniversities) und der Schweizerische Akkreditierungs-
rat (SAR). Das Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz (HFKG; SR 414.20) re-
gelt die Kompetenzen dieser Organe und definiert die Grundsätze der Organisation und 
Verfahren der Koordination. Falls Bund und Kantone über die Koordination die gemeinsa-
men Ziele nicht erreichen, kann der Bund Vorschriften in definierten Bereichen erlassen, 
seine Unterstützung an einheitliche Finanzierungsgrundsätze binden und von der Aufga-
benteilung in besonders kostenintensiven Bereichen abhängig machen. 

Die Finanzierung durch die Kantone erfolgt insbesondere über die Trägerbeiträge und die 
Beiträge für Studierende an ausserkantonalen Hochschulen gemäss der Interkantonalen 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_63_a
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2014/691/de
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Universitätsvereinbarung (IUV) und der Interkantonalen Fachhochschulvereinbarung 
(FHV). 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Kantonale Hochschulen: Die Kantone legen als Eigner strategische Ziele fest und tra-
gen den Hauptanteil der Finanzierung. 

ETH-Bereich, EHSM und EHB: Der Bundesrat legt als Eigner strategische Ziele fest und 
übernimmt die gesamte Finanzierung.  

Koordination nach HFKG: Die SHK legt unter Wahrung der Autonomie der Hochschu-
len eine gesamtschweizerische hochschulpolitische Koordination und eine Aufgabentei-
lung in besonders kostenintensiven Bereichen fest. Die Koordination umfasst 

- die Festlegung von Prioritäten im Rahmen der Ziele des HFKG und von entspre-
chenden Massnahmen; 

- die Finanzplanung auf gesamtschweizerischer Ebene, namentlich hinsichtlich der 
Abstimmung zwischen den Beiträgen des Bundes und der Kantone sowie der Trä-
gerfinanzierung. 

Die Koordination trägt zur Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für eine Lehre und 
Forschung von hoher Qualität bei und dient insbesondere  

- der Förderung der Profilbildung der Hochschulen und des Wettbewerbs, insbeson-
dere im Forschungsbereich; 

- der Teilhabe in dem im BFI-Bereich unabdingbaren internationalen Netzwerk und da-
mit dem Attraktivitätserhalt als Arbeitgeber für Spitzenforschende. Die Zusammenar-
beitsprojekte von gesamtschweizerischer hochschulpolitischer Bedeutung können 
dazu beitragen; 

- der Förderung der Chancengerechtigkeit und des akademischen Nachwuchses und 
damit zur Sicherstellung einer optimalen Nutzung des Fachkräftepotenzials; 

- der Nutzung der Chancen und der Bewältigung der Herausforderung des digitalen 
Wandels;  

- der gemeinsamen Bearbeitung der Ziele einer Bildung für nachhaltige Entwicklung; 

- der Aufgabenteilung in besonders kostenintensiven und weiteren prioritären Berei-
chen, um eine höhere Kosteneffizienz bei der Verwendung der öffentlichen Mittel un-
ter Wahrung oder Steigerung der Qualität zu erreichen.  

Die SHK wird vom zuständigen Bundesratsmitglied (Vorsteher des WBF) geleitet. Zwei 
kantonale Vertreter/-innen der Hochschulträgerkantone wirken als Vizepräsident-innen/-
en an der Leitung der SHK mit. Die Entscheide der SHK bedürfen der Stimme des Bun-
des. Die Geschäftsführung obliegt dem SBFI. 

https://edudoc.ch/record/223114/files/IUV-2019_d.pdf
https://portal.collab.admin.ch/sites/Entflechtung27/Freigegebene%20Dokumente/Arbeitsgruppe%203/Hochschulbildung/3.3%20Interkantonale%20Fachhochschulvereinbarung%20(FHV)%20ab%202005%20vom%2012.%20Juni%202003
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1.3. Finanzierung 

Die öffentlichen Ausgaben für die Hochschulen (exkl. PH und Forschung) belaufen sich 
auf knapp 9 Mrd. Franken (Finanzstatistik 2023). Die kantonalen Hochschulen werden 
hauptsächlich durch die Kantone finanziert, wobei diese untereinander den Aufwand für 
die Ausbildung von ausserkantonalen Studierenden während der Regelstudienzeit abgel-
ten. Diese Beiträge werden in der IUV bzw. in der FHV geregelt, ihre Höhe unterscheidet 
sich nach Studienbereich. Die kantonalen Bruttoausgaben (exkl. PH und Forschung) be-
laufen sich auf rund 7,5 Mrd. Franken, davon werden rund 1,5 Mrd. Franken über Bun-
dessubventionen finanziert. 

Der Bund trägt die Finanzierung der beiden ETH, der EHSM sowie der EHB.  

Übergeordnet stellt gemäss HFKG der Bund zusammen mit den Kantonen sicher, dass 
die öffentliche Hand für den Hochschulbereich ausreichende finanzielle Mittel für eine 
Lehre und Forschung von hoher Qualität bereitstellt und dass die Beiträge der öffentli-
chen Hand wirtschaftlich und wirksam verwendet werden.  

Die Plenarversammlung der SHK legt im Rahmen der Finanzplanungen des Bundes und 
der Kantone die finanziellen Rahmenbedingungen sowie die Referenzkosten pro Fachbe-
reichsgruppe und pro Studierenden für eine Finanzierungsperiode fest. Der Hochschulrat 
der SHK ermittelt den Bedarf an öffentlichen Mitteln für die Hochschulen und damit auch 
den Gesamtbetrag der Referenzkosten. Zur Festlegung des Gesamtbetrags der Refe-
renzkosten stützt sich der Hochschulrat auf die von der Plenarversammlung bestimmten 
Referenzkosten pro Fachbereichsgruppe und pro Studierenden. Der Gesamtbetrag der 
Referenzkosten wird berechnet, indem die Referenzkosten pro Fachbereichsgruppe mit 
den Studierendenprognosen gemäss dem Referenzszenario des BFS multipliziert, die 
Teuerungsprognosen des Expertengremiums des Bundes für Konjunkturprognosen be-
rücksichtigt und die gesamtschweizerische hochschulpolitische Koordination, die auf An-
trag der Rektorenkonferenz beschlossen wurde, einbezogen werden. 

Der Bund richtet im Rahmen der bewilligten Kredite zugunsten beitragsberechtigter 
Hochschulen folgende Finanzhilfen aus:  

- Grundbeiträge: Die Ermittlung des Mittelbedarfs erfolgt im Rahmen der SHK durch 
die Festlegung des Gesamtbetrags der Referenzkosten. Referenzkosten stellen die 
Finanzierung einer Lehre von hoher Qualität pro Studierenden und der dazu erforder-
lichen Forschung sicher. Der Bund übernimmt 20% (kantonale Universitäten) bzw. 
30% (Fachhochschulen) des vom Hochschulrat beschlossenen Gesamtbetrags der 
Referenzkosten (~1,3 Mrd. Franken). Bei den Grundbeiträgen des Bundes handelt es 
sich während einer Finanzierungsperiode um gebundene Ausgaben.  

- Bauinvestitions- und Baunutzungsbeiträge zugunsten kantonaler Universitäten und 
Fachhochschulen (~0,1 Mrd. Franken): Unterstützung des Erwerbs, der langfristigen 
Nutzung oder der Erstellung von Bauten, die der Lehre, der Forschung oder anderen 
Hochschulzwecken zugutekommen. Der Bund (WBF/SBFI) entscheidet über die Ge-
suche. Der Anteil des Bundes beträgt höchstens 30%.   

- Projektgebundene Beiträge (PgB): Umsetzung von Projekten mit gesamtschweizeri-
scher hochschulpolitischer Bedeutung. Die Beiträge können auch an die ETH sowie 
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unter bestimmten Voraussetzungen an die PH ausgerichtet werden. Es werden dieje-
nigen Kooperationsprojekte unterstützt, die den von der SHK festgelegten Schwer-
punkten und Massnahmen entsprechen. Der Hochschulrat entscheidet über die Aus-
richtung der PgB. 

Die Beiträge des Bundes nach HFKG entsprechen ca. 12% der Mittel der kantonalen 
Universitäten und 22% der Mittel der kantonalen Fachhochschulen. Weitere 15% (Uni-
versitäten) bzw. 7% (Fachhochschulen) tragen SNF, Innosuisse sowie EU-Forschungs-
programme zur Finanzierung der Hochschulen bei. Die Kantone tragen die Hauptlast der 
Finanzierung der Hochschulen mit 52% (Universitäten) bzw. 51% (Fachhochschulen). 
Die übrigen Mittel (22% bei den Universitäten, 21% bei den Fachhochschulen) steuern 
Dritte bei, unter anderem die Studierenden.1  

1.4. Herausforderungen 

Mit der Bildungsverfassung von 2006 sowie den ab dem 1. Januar 2015 in Kraft getrete-
nen Erlassen des Bundes (HFKG) und der Kantone (Hochschulkonkordat) bzw. von Bund 
und Kantonen (Zusammenarbeitsvereinbarung ZSAV-HS) wurden die Zuständigkeiten für 
den Hochschulbereich geklärt und die Grundlagen für die Kompetenzverteilung sowie die 
vertikal und horizontal koordinierte Finanzierung gelegt. 

Die gemeinsamen Gremien der Hochschulkoordination befassen sich im Rahmen der re-
gelmässigen Evaluationen des HFKG (Art. 69 HFKG) mit Fragen der Zuständigkeiten, 
Aufgabenteilung und Finanzierung. Bei der erstmalig durchgeführten und 2022 abge-
schlossenen Evaluation stand das Zusammenspiel der HFKG-Organe2 sowie die Auswir-
kungen des HFKG-Finanzierungssystems3 im Mittelpunkt. Der am 31. Januar 2024 ver-
abschiedete Bericht des Bundesrates zur Evaluation des HFKG4 fasst die Resultate des 
Zusammenspiels der HFKG-Organe wie folgt zusammen:  

«Die Organe und Strukturen sind zwar komplex, aber angemessen und zweckmässig 
aufgebaut. Dies insbesondere auch angesichts der Ziele des HFKG und der Autonomie 
der Hochschulen. Die Organe und Strukturen sind grundsätzlich in der Lage, eine wir-
kungsvolle und effiziente Koordination zwischen den wichtigen Akteuren im Hochschul-
raum Schweiz zu bewirken. Die Dreiteilung zwischen SHK, swissuniversities und SAR ist 
sinnvoll und entspricht den Anforderungen modernen Public Managements. Die Struktu-
ren gewährleisten den Einbezug aller relevanten Akteure und sind darauf angelegt, dass 
Inhalte sowohl top-down als auch bottom-up in das System eingespeist werden. Die Out-
puts und Koordinationsleistungen sind klar und verständlich und in sich kohärent. Positive 
Wirkungen werden von den befragten Personen insbesondere bei den Rahmenbedingun-

 
1 BFI Finanzbericht 2025, S. 22 und 26. Zahlen gemäss BFS SHIS-FIN 2023. https://www.sbfi.admin.ch/dam/de/sd-web/2XAw8GTbdrcH/BFI-Finanzbe-

richt%202025_DE.pdf 
2 Interface (2022): «Evaluation der Strukturen, Prozesse und Wirkungen der Organe gemäss HFKG.» www.sbfi.admin.ch > Publikationen und Dienst-

leistungen > Publikationsdatenbank > Berichte zur Evaluation 
3 BSS (2022): «Finanzierungssystem HFKG: Evaluation nach Art. 69 HFKG» www.sbfi.admin.ch > Publikationen und Dienstleistungen > Publikationsda-
tenbank > Berichte zur Evaluation 
4 Bericht Evaluation des HFKG 2024. news.admin.ch/de/nsb?id=99888 

https://edudoc.ch/record/115621/files/HSK_d.pdf
https://edudoc.ch/record/116260/files/hsk_zsav_vereinbarung_d.pdf
https://www.sbfi.admin.ch/dam/de/sd-web/2XAw8GTbdrcH/BFI-Finanzbericht%202025_DE.pdf
https://www.sbfi.admin.ch/dam/de/sd-web/2XAw8GTbdrcH/BFI-Finanzbericht%202025_DE.pdf
http://www.sbfi.admin.ch/
https://www.sbfi.admin.ch/dam/sbfi/de/dokumente/webshop/2022/evaluation-hfkg.pdf.download.pdf/hfkg-evaluationspaket-a_d.pdf
http://www.sbfi.admin.ch/
file:///C:/Users/U80824871/Downloads/hfkg-evaluationspaket-b_d.pdf
file:///C:/Users/U80824871/Downloads/hfkg-evaluationspaket-b_d.pdf
https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=99888
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gen für eine Lehre und Forschung von hoher Qualität gesehen, nicht zuletzt da der Aus-
tausch zwischen Hochschultypen und das Vertrauen zwischen den Verantwortlichen 
deutlich gesteigert werden konnte. 

Vereinzelt wurden aber auch Punkte identifiziert, bei denen noch Optimierungspotenzial 
besteht. Obwohl mit dem HFKG die Anzahl politischer Organe in der Hochschulkoordina-
tion reduziert und die verschiedenen Hochschultypen nach einheitlicheren Grundsätzen 
behandelt werden, beeinträchtigen die nach wie vor komplexen Strukturen und der be-
wusste Einbezug aller Akteure die Effizienz der Gremien. Auch sei die Fähigkeit zur ge-
meinsamen Entscheidfindung gegeben aber limitiert, insbesondere wenn nicht alle Ak-
teure gleichermassen davon profitieren würden («Gewinner» und «Verlierer»). Einige 
Kantonsvertreter und Kantonsvertreterinnen kritisieren auch die Zweiteilung der SHK in 
Plenarversammlung (PLV) und Hochschulrat (HSR) und wünschen grundsätzlich einen 
Einbezug aller Kantone in die hochschulpolitischen Geschäfte. Zudem erinnert die Evalu-
ation daran, dass die Aufgabenteilung in besonders kostenintensiven Bereichen noch an-
steht.» 

Zu den Auswirkungen des Finanzierungssystems hält der Bundesrat in seinem Bericht 
Folgendes fest: 

«Auch dieser [Evaluationsbericht des BSS] zeichnet insgesamt ein positives Bild des Fi-
nanzierungssystems, das ebenfalls die Sicherstellung einer Lehre und Forschung von ho-
her Qualität zum Hauptziel hat. Die Finanzierungslogik ist für kantonale Universitäten und 
Fachhochschulen einheitlich, trägt aber auch den unterschiedlichen Hochschultypen 
Rechnung. Die Evaluatorinnen und Evaluatoren schätzen das Finanzierungssystem als 
ausgewogen ein, wobei Aussagen zu den Auswirkungen des Finanzierungsmodells auf-
grund der kurzen Beobachtungsdauer seit dessen Einführung im 2017 bzw. 2020 schwie-
rig zu treffen sind. Die Finanzierung über die drei Instrumente Grundbeiträge, Bauinvesti-
tions- und Baunutzungsbeiträge und Projektgebundene Beiträge (PgB) wird als sinnvoll 
erachtet, da jedes der Instrumente ein anderes Ziel verfolgt (Grundbetrieb, Unterbringung 
und Aufgaben von gesamtschweizerischer hochschulpolitischer Bedeutung). Die Vertei-
lung der Beiträge beinhaltet verschiedene Kriterien, wobei die Bemessung der Grundbei-
träge sich an der Leistung orientiert. Die gesamthafte Unterstützungsquote des Bundes 
(Bundesbeiträge nach HFKG und Forschungsförderungsbeiträge) gemessen an der ge-
samten Finanzierung lag sowohl für kantonale Universitäten als auch für Fachhochschu-
len im Jahr 2020 bei rund 28%. 

In der Evaluation wird festgestellt, dass die Gebundenheit der Grundbeiträge (Art. 50 
HFKG) im Beobachtungszeitraum 2017-2020 keine Auswirkungen auf den übrigen BFI-
Bereich hatte. Das Thema der Mittelbindung im BFI-Gesamtsystem sowie hinsichtlich Fi-
nanzierungsaufteilung zwischen Bund und Kantonen muss aber weiterhin beobachtet 
und im Rahmen der nächsten Evaluation wieder überprüft werden. 

In Bezug auf das Verteilungsmodell der Grundbeiträge sieht die Evaluation allfälligen Dis-
kussionsbedarf bei der Gewichtung der Medizinabschlüsse oder beim Kriterium «Projekt-
monate/wissenschaftliches Personal», das kleinere Universitäten begünstigt. Gewisse 
befragte Personen waren auch der Meinung, dass das Bemessungskriterium «Anzahl 
Studierende» falsche Anreize im Sinne einer Mengenausweitung bei den Studierenden 
geben könnte.» 
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In Bezug auf die erwähnte mögliche «Mengenausweitung» kommt der Evaluationsbericht 
(BSS, S. 87) zu folgendem Fazit: «Bei Skaleneffekten (d.h. wenn die zusätzlichen Kosten 
einer Studierenden geringer sind als die durchschnittlichen Kosten) besteht dieser Anreiz. 
Dies gilt allerdings in noch stärkerem Ausmass bei pro-Kopf-Pauschalen. Das Verteilmo-
dell HFKG unterscheidet sich jedoch von pro-Kopf-Pauschalen folgendermassen: Wer-
den die erwarteten Studierendenzahlen insgesamt unterschätzt (oder schneiden andere 
Hochschulen in weiteren Kriterien besser ab), verliert eine Hochschule mit gleichbleiben-
den Studierendenzahlen.» 

Das SBFI hat die Resultate der beiden Evaluationen analysiert und geeignete Massnah-
men vorgeschlagen. Diese wurden von der SHK gutgeheissen und in ihr Arbeitspro-
gramm aufgenommen.  

Betreffend Zusammenspiel der HFKG-Organe hat die SHK eine Arbeitsgruppe einge-
setzt, die sich mit der Optimierung der Strukturen auseinandersetzt und der SHK ver-
schiedene Varianten unterbreitet. Die SHK hat in ihrer Sitzung am 27. November 2025 
beschlossen, dass die Struktur der SHK-Gremien, wie sie im HFKG festgelegt ist, nicht 
angepasst wird. Dem Anliegen der Kantone, die nicht im Hochschulrat vertreten sind, 
aber stärker in die hochschulpolitischen Diskussionen und Entscheidungsfindungen des 
Hochschulrats eingebunden werden möchten, wird mit einem permanenten Gaststatus 
mit Antragsrecht Rechnung getragen.  

Auch zum Themenbereich HFKG-Finanzierungssystem hat die SHK eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die sich in erster Linie mit dem Prozess zur Festlegung des Gesamtbetrags 
der Referenzkosten befasst. Der Grund dafür liegt darin, dass die Kantone bei der Festle-
gung des Gesamtbetrags der Referenzkosten durch die SHK im Hinblick auf die BFI-Bot-
schaft 2025–2028 Vorbehalte angemeldet hatten. Sie waren der Ansicht, dass sie durch 
dieses Verfahren gezwungen würden, Beträge zu genehmigen, die zwar mit der Finanz-
planung des Bundes übereinstimmten, aber nicht ausreichten, um eine qualitativ hochste-
hende Lehre und Forschung in der BFI-Periode 2025‒2028 zu gewährleisten. Ihre Zu-
stimmung diente lediglich dazu, den gebundenen Charakter der Grundbeiträge zu be-
wahren, ohne diese Beträge als ausreichend zu bestätigen. Die Arbeitsgruppe hat einen 
ausführlichen Bericht zum Prozess der Festlegung des Gesamtbetrags der Referenzkos-
ten erstellt. Die Plenarversammlung der SHK hat in ihrer Sitzung am 27. November 2025 
diesen Bericht zur Kenntnis genommen. Da die Massnahmenvorschläge des Entlas-
tungspakets 27 im Hochschulbereich (insbesondere Senkung der Beitragssätze und eine 
Aufhebung der Gebundenheit der Grundbeiträge) sich unmittelbar auf die geprüften Fra-
gestellungen auswirken können, hat die Plenarversammlung beschlossen, erst nach der 
Behandlung des Entlastungspakets 27 durch die eidgenössischen Räte bzw. nach einer 
allfälligen Volksabstimmung dazu über das weitere Vorgehen zu entscheiden.  

Aus Sicht der EFV stellt sich in diesem Kontext ebenfalls die Frage, ob die Erhebung der 
Referenzkosten angesichts dieses Spannungsverhältnisses in einem günstigen Kosten-
Nutzenverhältnis steht.  

Was die Bauinvestitionsbeiträge des Bundes betrifft, hat eine Prüfung der EFK aus dem 
Jahr 20225 aufgezeigt, dass durch die Beiträge die Qualität der Hochschulinfrastruktur 

 
5 EFK (2022): Prüfung der Bauinvestitionsbeiträge für Hochschulen. www.efk.admin.ch > Berichte > Bildung und Forschung > EFK-21320 

http://www.efk.admin.ch/
https://www.efk.admin.ch/prufung/bauinvestitionsbeitraege-fuer-hochschulen-staatssekretariat-fuer-bildung-forschung-und-innovation/
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schweizweit beeinflusst werden kann. Es werden jedoch Mitnahmeeffekte vermutet, da 
die Kantone die Bauprojekte wohl auch ohne Bundesunterstützung realisiert hätten. Die 
EFK hat dem SBFI deshalb empfohlen, die Bauinvestitionsbeiträge auf ihre Wirksamkeit 
als Steuerungsinstrument zu überprüfen. Die anschliessende vom SBFI in Auftrag gege-
bene Evaluation6 kam zum Schluss, dass die generelle Beurteilung des Mitnahmeeffekts 
von den finanziellen Möglichkeiten der Kantone abhänge. Für eine Mehrheit der Ge-
sprächspartnerinnen und -partner ist das Instrument aus finanzieller Sicht unerlässlich. 
Die Wirkung der Bauinvestitionsbeiträge auf die Aufgabenteilung und Zusammenarbeit 
zwischen den Hochschulen wird jedoch als gering beurteilt. Eine Mehrheit der Kantone 
sowie die Vertretungen von EFK, EFV, FHB und swissuniversities waren sich einig, dass 
eine Steuerung mittels Bauinvestitionsbeiträgen der falsche Ansatz ist, um Einfluss auf 
die Aufgabenteilung und Zusammenarbeit unter den Hochschulen zu nehmen. 

Bei der zweiten Evaluation nach Art. 69 HFKG (Start April 2025) stehen vor allem die Wir-
kungen des Finanzierungssystems nach HFKG im Mittelpunkt. Dabei werden insbeson-
dere die oben festgehaltenen Ergebnisse der ersten Evaluation weiter vertieft. Der 
Schlussbericht wird Anfang 2026 vorliegen.  

Im Bereich der Medizin stellt die starke Abhängigkeit von ausländischen Fachkräften eine 
Herausforderung dar. Gemäss der FMH-Ärztestatistik 2023 hatten von den gut 41'000 in 
der Schweiz praktizierenden Ärztinnen und Ärzten über 40% ein ausländisches Ausbil-
dungsdiplom. Problematisch dabei ist erstens, dass keine Garantie besteht, dass der Be-
darf auch in Zukunft auf diese Art gedeckt werden kann. Zweitens entzieht die Schweiz 
insbesondere ihren Nachbarländern teuer ausgebildete Fachkräfte, die in diesen Staaten 
in der Regel wiederum durch ausländisches Personal aus Ländern mit tieferen Einkom-
men ersetzt werden. Die Schweiz bildet offensichtlich zu wenig Ärztinnen und Ärzte aus. 
Aufgrund der demografischen Entwicklung ist zudem anzunehmen, dass der Bedarf wei-
ter deutlich steigen wird. In der Finanzierungsperiode 2017–2020 hat der Bund die Initia-
tive zur Erhöhung der Ausbildungsplätze in Humanmedizin ergriffen, indem er ein mit 100 
Mio. Franken dotiertes «Sonderprogramm Humanmedizin» (aufgestockt durch Eigenmit-
tel der beteiligten Hochschulen) lancierte. Durch dieses Programm konnten die jährlichen 
Abschlüsse von rund 900 im Jahr 2016 auf rund 1'350 im Jahr 2025 erhöht werden. 
Heute ist aber klar, dass auch dies nicht genügt. 

2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat beschlossen, folgende Varianten zu prüfen: 

1. Finanzielle Entflechtung: Verzicht auf Bundesbeiträge an kantonale Hochschulen. 

2. Teilentflechtung: Fokussierung der Bundesbeiträge auf spezifische Bereiche von 
nationaler Bedeutung (Medizin, nationale Forschungsinfrastrukturen).  

Die Varianten «Zentralisierung» und «Kantonalisierung» wurden nicht weiterverfolgt. Eine 
Zentralisierung beim Bund widerspricht dem Subsidiaritätsprinzip. Mit dem Hochschulbe-
reich würde der Bund einen Teil des Bildungssystems (Tertiär A) komplett übernehmen, 

 
6 Ecoplan (2024): «Evaluation Mitnahmeeffekte bei Bauinvestitionsbeiträgen» (SBFI) 
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während für die meisten anderen Bildungsbereiche die Kantone verantwortlich blieben. 
Heute sind alle Kantone Träger oder Mitträger von Hochschulen, die integrale Bestand-
teile der kantonalen Bildungssysteme bilden. Die Kantone müssen in eigener Kompetenz 
aufeinander abgestimmte Bildungsangebote aller Stufen und Bereiche betreiben können.  

Eine vollständige Übertragung der Zuständigkeit für die Hochschulbildung auf die Kan-
tone erscheint ihrerseits nicht realistisch. Die Hochschulen des Bundes erbringen spezifi-
sche und teilweise exklusive Leistungen. Insbesondere die beiden ETH sind als for-
schungsstarke universitäre Hochschulen von Weltrang für die Innovationskraft und Pros-
perität der Schweiz von grosser Wichtigkeit. Eine Kantonalisierung der Bundeshochschu-
len und damit die Übernahme durch die Gesamtheit der Kantone oder der Leistungen 
des ETH-Bereichs durch kantonale Hochschulen erscheint in der Praxis kaum umsetzbar. 
Zudem übernehmen die Bundeshochschulen Aufgaben von nationaler Bedeutung mit 
schweizweitem Nutzen (Forschungsinfrastrukturen für die gesamte Forschungsgemein-
schaft; Ausbildung von MINT-Spitzenfachkräften; WTT; Swiss Support Center for Cyber-
security; Swiss Data Science Center). Entsprechend dem Grundsatz der Subsidiarität 
und dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz ist daher die Bundeskompetenz sowie die 
entsprechende Finanzierung durch den Bund angezeigt. 

2.1. Variante 1 – Finanzielle Entflechtung: Verzicht auf Bun-
desbeiträge an kantonale Hochschulen 

2.1.1. Stossrichtung 

Die Kantone betreiben und finanzieren ihre Hochschulen und weiteren kantonalen Institu-
tionen des Hochschulbereichs7 vollständig selbst. Der Bund richtet keine Grundbeiträge, 
Bauinvestitions- und Baunutzungsbeiträge sowie projektgebundene Beiträge gemäss 
HFKG mehr zugunsten der kantonalen Hochschulen aus. 

Der Bund betreibt und finanziert weiterhin die Bundeshochschulen: ETH, EHSM und 
EHB.  

Im Sinne des mit der Bildungsverfassung von 2006 eingeführten von Bund und Kantonen 
gemeinsam getragenen Bildungsraums Schweiz (Art. 61a BV) könnten weiterhin gemein-
same Organe von Bund und Kantonen für eine gesamtschweizerische hochschulpoliti-
sche Koordination und Qualitätssicherung sorgen. Bei einer Vertiefung dieser Variante 
wäre jedoch zu prüfen, ob und in welchen Bereichen es noch eine nationale Koordination 
und Qualitätssicherung braucht bzw. inwieweit für die Kantone eine Bundesbeteiligung 
bei einer «nationalen» Koordination noch angezeigt wäre. Weiter wäre zu prüfen, ob und 
welche neuen Anreize es brauchen würde, um spezifische nationale Koordinations- und 
Qualitätssicherungsziele zu erreichen. In Bezug auf die Qualitätssicherung müsste wohl 
primär an die Beibehaltung eines Akkreditierungssystems gedacht werden. Weiterhin 

 
7 Universitäre HS: Universitäten Basel, Bern, Freiburg, Genf, Lausanne, Luzern, Neuenburg, St. Gallen, Tessin, Zürich; Fachhochschulen (FH): Berner 

FH, FH Graubünden, FH Nordwestschweiz, Haute école spécialisée de Suisse occidentale, Hochschule Luzern, Ostschweizer FH, Scuola universitaria 
professionale della Svizzera italiana, Zürcher Hochschule der Künste, Zürcher Hochschule für angewandte Wissenschaften; andere Institutionen des 
Hochschulbereichs, die heute HFKG-Beiträge erhalten: Stiftung Universitäre Fernstudien Schweiz, Institut de hautes études internationales et du déve-
loppement IHEID; 19 pädagogische HS, die schon heute keine HFKG-Beiträge erhalten.   
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wichtig wäre a priori auch eine Koordination der Lehre (Zulassungsregeln, Merkmale der 
Hochschultypen, Promotionsrecht u.a.).  

Heute bedingen Entscheide der SHK (Plenarversammlung und Hochschulrat) der Zustim-
mung des Bundes, der damit faktisch ein Vetorecht besitzt. Es wäre zu prüfen, ob diese 
Vetoposition weiterhin angebracht ist, auch wenn sich der Bund aus der subsidiären Fi-
nanzierung der kantonalen Hochschulen zurückzieht. Es wäre vielmehr grundsätzlich zu 
prüfen, inwieweit die SHK als gemeinsames hochschulpolitisches Gremium in der heuti-
gen Form noch adäquat wäre. 

Die Kompetenz des Bundes für die Forschungs- und Innovationsförderung nach Art. 64 
BV bleibt bestehen. 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Die Ermittlung des Rechtsetzungsbedarfs erfordert eine detaillierte Analyse der Steue-
rungsmechanismen in einem neuen Hochschulsystem. Nachfolgend werden einige Ele-
mente skizziert. Der konkrete Rechtsetzungsbedarf wird bei einer Weiterverfolgung der 
Variante vertieft zu diskutieren sein. 

Die ausschliessliche Finanzierung der kantonalen Hochschulen durch die Kantone setzt 
eine Teilrevision der Bundesverfassung (Art. 63a Abs. 2 und 5 BV) voraus. Zudem müss-
ten sämtliche Regelungen, die auf den geänderten Kompetenznormen beruhen, ange-
passt werden. Dies betrifft insbesondere die Bestimmungen des HFKG und seiner Aus-
führungserlasse (sowie der ZSAV-HS), welche die gemeinsame Finanzplanung und die 
Referenzkosten sowie die Bundesbeiträge referenzieren. Diese Anpassung hätte auch 
Änderungen der interkantonalen Konkordate (IUV/FHV) zur Folge. Sollte eine vertiefte 
Prüfung zu dem Schluss kommen, dass auch in anderen Bereichen keine gemeinsame 
Koordination bzw. keine gemeinsame Gewährleistung der Qualitätssicherung notwendig 
ist, müssten auch Art. 63a Abs. 3, 4 und 5 BV aufgehoben werden. Zudem müsste in die-
sem Fall auch eine Teilrevision von Art. 61a Abs. 1 und 2 geprüft werden, da der Hoch-
schulraum nicht mehr Teil der gemeinsamen Koordination des Bildungsraums wäre. 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Durch die ausschliessliche Finanzierung der kantonalen Hochschulen durch die Kantone 
würde der Bund im Aufgabenbereich Bildung und Forschung zulasten der Kantone um 
die Mittel, die basierend auf dem HFKG ausgerichtet werden, entlastet. Die Finanzierung 
des Bundes im Rahmen des HFKG beträgt im Jahr 2025 rund 1471 Mio. Franken (Grund-
beiträge Universitäten und Fachhochschulen 1341 Mio. Franken, Bauinvestitions- und 
Baunutzungsbeiträge 101 Mio. Franken, projektgebundene Beiträge 30 Mio. Franken).  

Darüber hinaus leistet der Bund Beiträge im Umfang von rund 3 Mio. Franken jährlich an 
Institutionen und Organe zur Steuerung des Hochschulsystems (SHK, swissuniversities, 
schweizerischer Akkreditierungsrat SAR, schweizerische Agentur für Akkreditierung und 
Qualitätssicherung AAQ). Ob eine Beteiligung des Bundes an diesen Institutionen bei ei-
ner veränderten Kompetenzverteilung noch opportun respektive notwendig ist, wäre zu 
prüfen. 
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Die finanzielle Entlastung des Bundes wird über die neutrale Globalbilanz des Projekts 
Entflechtung 27 zu Gunsten der Kantone ausgeglichen. 

Da über die Grundbeiträge des Bundes auch ein Forschungsanteil finanziert wird, wäre 
bei einer Vertiefung dieser Variante zu prüfen, wie damit umgegangen wird (z.B. Berück-
sichtigung in Globalbilanz oder Anpassung Forschungsförderung Bund).  

Weiter fällt eine gewisse administrative Entlastung des Bundes an, wenn die Finanzie-
rungs- und Koordinationsinstrumente gemäss HFKG entfielen. Dieser Entlastung steht 
aufseiten der Kantone eine administrative Mehrbelastung gegenüber. Diese fiele umso 
höher aus, je stärker seitens der Kantone ein Bedarf an interkantonaler Koordination oder 
einer Koordination mit dem Bund gesehen würde. Der Umfang von Belastungen und Ent-
lastungen ist beim aktuellen Detaillierungsgrad der Massnahme noch nicht bezifferbar. 

2.1.4. Bewertung  

Bei der Bewertung dieser Variante fielen die Einschätzungen in der Arbeitsgruppe unter-
schiedlich aus. 

Die sektorale Vertretung von Bund und Kantonen sieht bei dieser Variante eine Ver-
schlechterung der Subsidiarität, da eine finanzielle Entflechtung die Kraft der Hochschul-
trägerkantone, insbesondere die finanziellen Möglichkeiten von finanzschwachen Kanto-
nen mit kleineren Hochschulen, übersteigen würde; dies insbesondere auch mittel- und 
langfristig u.a. angesichts des prognostizierten starken Anstiegs der Studierendenzahlen 
in der Schweiz aufgrund des demografischen Wachstums sowie des wachsenden inländi-
schen Fachkräftebedarfs. Aus ihrer Sicht wurde die Optimierung der Subsidiarität im Rah-
men der aktuellen Verbundaufgabe mit der Bildungsverfassung und dem HFKG erreicht.  

Die finanzpolitische Vertretung des Bundes beurteilt die Subsidiarität in dieser Variante 
aber positiver. Die Kantone steuern ihre Hochschulen heute schon selbstständig, künftig 
könnten sie auch allein über die gesamten finanziellen Mittel verfügen, da die bisherigen 
Bundesmittel den Kantonen via Globalbilanz zur Verfügung stünden. Eine gemeinsame 
inhaltliche Steuerung von Bund und Kantonen in spezifischen Querschnittsbereichen 
(Qualität, Abschlüsse, Akkreditierung usw.) wäre theoretisch auch mit dieser Variante 
möglich. 

Die Auswirkungen auf die fiskalische Äquivalenz werden mehrheitlich neutral bewertet, 
da neben den Bundesmitteln auch die daran geknüpften Bundesvorgaben wegfallen. Po-
sitiv wird vereinzelt hervorgehoben, dass mit einer finanziellen Entflechtung die Überein-
stimmung zwischen Entscheidungsträger, Kostenträger und Nutzniessenden weiter ge-
stärkt wird, da diese bei dieser Variante vollständig bei den Kantonen liegen. Anderer-
seits wird argumentiert, dass der Nutzen der Hochschulen nicht nur beim Standortkanton 
anfällt, sondern auch Studierende aus anderen Kantonen und die Volkswirtschaft als 
Ganzes davon profitieren. Ein Rückzug des Bundes würde demnach zu einer Ver-
schlechterung der fiskalischen Äquivalenz führen. Dementgegen steht, dass mit den IUV-
/FHV-Beiträgen bereits eine interkantonale Abgeltung für die Studienkosten existiert.   

Mit dem Verzicht auf Bundesbeiträge können aus Sicht der finanzpolitischen Vertretung 
des Bundes administrative Erleichterungen realisiert werden. Aus sektoraler Sicht würde 
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die Koordination zwischen den Hochschulen hingegen abnehmen, was das Risiko von 
Doppelspurigkeiten und Ineffizienzen im System erhöhen würde. 

Aus Sicht der sektoralen Vertretung in der Arbeitsgruppe würde die Effektivität (hohe 
Qualität des Hochschulraums Schweiz in Lehre und Forschung sowie längerfristig insbe-
sondere auch der Infrastruktur) der kantonalen Hochschulen bzw. des Hochschulsystems 
als Ganzes bei einer finanziellen Entflechtung abnehmen. Sie stützt sich dabei auch auf 
die nicht intendierten Konsequenzen der Föderalismusreform von 2006 in Deutschland 
(Wegfall der gemeinsamen Hochschulplanung (Hochschulrahmengesetz), Ende der 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau etc.)8. Dies im Wissen um die syste-
mischen Unterschiede der beiden föderalen Systeme in der Schweiz und in Deutschland. 
Diese Befunde müssten hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit auf die Schweiz bei den weite-
ren Arbeiten vertiefter analysiert werden. Der Hochschulraum würde bei dieser Variante 
vermutlich wieder in die Teilräume der Kantone und der ETH/EPFL zerfallen. Da kleinere 
Hochschulen tendenziell überdurchschnittlich von den Grundbeiträgen profitieren, wären 
sie von einer finanziellen Entflechtung besonders betroffen. Die knappen Grundmittel 
würden die Akquisition von kompetitiven Drittmitteln (SNF, Innosuisse, EU) erschweren, 
was die negativen Effekte zusätzlich verstärken würde. Das Risiko eines Hochschulsys-
tems mit zwei Geschwindigkeiten wird als hoch erachtet. Die Sektoralvertreter befürchten 
zudem, dass das Studienangebot nicht mehr primär nach wissenschaftlichen sowie hoch-
schulpolitischen Erwägungen ausgestaltet würde. Darüber hinaus bestehen bei den Sek-
toralvertretern Bedenken, dass die Kantone trotz Ausgleich über die Globalbilanz auf-
grund kurzfristiger Überlegungen zu wenig Geld für die Hochschulbildung einsetzen 
könnten, oder dass sie vor dem Hintergrund wachsender Studierendenzahlen in Zukunft 
nicht in der Lage sein könnten, eine hohe Qualität in Lehre und Forschung zu gewährleis-
ten. 

Die finanzpolitischen Vertreter des Bundes beurteilen die Auswirkungen auf die Effektivi-
tät hingegen als neutral, da die Kantone bereits heute für die Steuerung ihrer Hochschu-
len zuständig sind und die Hauptlast der Kosten tragen, interkantonale Finanzierungsme-
chanismen und Koordinationsgremien bestehen und bei Bedarf weiterhin eine nationale 
Koordination und Qualitätssicherung möglich ist. Grundsätzlich stehen den Kantonen zu-
dem alle Mittel wegen dem Ausgleich über die Globalbilanz weiterhin zur Verfügung – 
auch Mittel aus anderen Aufgabenbereichen. Sie könnten daher nach der Entflechtung 
auch mehr Mittel im Hochschulbereich einsetzen. Es kann zudem nicht per se davon aus-
gegangen werden, dass beim Bund mehr Mittel zur Verfügung stehen werden, um auf 
wachsende Studierendenzahlen zu reagieren. Angesichts des anhaltenden Ausgaben-
drucks auf Bundesebene für Armee und AHV ist das unsicher. 

Aus Sicht der finanzpolitischen Vertreter des Bundes könnten bei dieser Variante allfäl-
lige Fehlanreize entfallen, die sich aus der heutigen Finanzierungsverflechtung ergeben. 
Dies wäre beispielsweise der Fall, wenn aufgrund verfügbarer Bundesmittel nicht priori-
täre Infrastrukturprojekte geplant werden. Oder wenn der Bund Infrastrukturprojekte mitfi-
nanziert, die auch ohne seine Förderung umgesetzt worden wären (Mitnahmeeffekte). 

 
8 Exemplarisch: Müller, Vera (2024): «Hochschulbau: Zur prekären baulichen Infrastruktur der Universitäten» in: Forschung und Lehre; KMK (2016): 

Solide Bauten für leistungsfähige Hochschulen Wege zum Abbau des Sanierungs- und Modernisierungsstaus im Hochschulbereich - Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 11.02.2016; Deutscher Bundestag (2014): Bund soll in Hochschulen investieren können; Münch, Ursula (2011): «Bildungs-
föderalismus im Hochschulbereich» in: Die Hochschule 1/2011 

https://www.forschung-und-lehre.de/management/zur-prekaeren-baulichen-infrastruktur-der-universitaeten-6806
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2016/2016_02_11-Abbau-Sanierungsstau.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2016/2016_02_11-Abbau-Sanierungsstau.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2016/2016_02_11-Abbau-Sanierungsstau.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/textarchiv/2014/kw41_ak_kooperationsverbot-332540
https://www.hof.uni-halle.de/journal/texte/11_1/Muench.pdf
https://www.hof.uni-halle.de/journal/texte/11_1/Muench.pdf
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Zudem würde auch der vermutete Fehlanreiz entfallen, dass das heutige HFKG-Verteil-
modell bei den Grundbeiträgen eine Mengenausweitung begünstigt. Die Sektoralvertreter 
bezweifeln allerdings, dass heute bei den Infrastrukturprojekten relevante Fehlanreize be-
stehen, müssen doch die Kantone die Hauptlast selbst tragen. 

Aus sektoraler Sicht wird diese Variante aufgrund von Bedenken hinsichtlich der Effizienz 
und der Effektivität des Hochschulsystems, also der hohen Qualität von Lehre und For-
schung, abgelehnt. Zudem wird die Subsidiarität kritisch beurteilt, insbesondere in Bezug 
auf finanzschwache Kantone mit kleineren Hochschulen. Auch der «vermutete Anreiz» 
für eine Mengenausweitung sollte in ihren Augen aufgrund fehlender Evidenzen relativiert 
werden, insbesondere da es sich bei den Grundbeiträgen nicht um Pro-Kopf-Beiträge 
handelt (siehe Ziffer 1.4). 

Aus einer Entflechtungsperspektive schneidet die Variante bei den finanzpolitischen Ver-
tretern des Bundes positiver ab. Abhängigkeiten, die u.a. in Zeiten knapper Bundesmittel 
Probleme bereiten, werden reduziert und den Kantonen wird eine eigenständige Steue-
rung der Aufgaben und gesamten finanziellen Mittel ihrer Hochschulen ermöglicht.  

2.2. Variante 2 - Teilentflechtung: Fokussierung der Bundes-
beiträge auf spezifische Bereiche von nationaler Bedeu-
tung (Medizin, nationale Forschungsinfrastrukturen). 

2.2.1. Stossrichtung 

Der Bund betreibt und finanziert weiterhin die Bundeshochschulen: ETH, EHSM und 
EHB.  

Die Kantone betreiben und finanzieren ihre Hochschulen und weiteren kantonalen Institu-
tionen des Hochschulbereichs analog Variante 1 grundsätzlich selbst. Der Bund richtet 
den Kantonen folglich keine allgemeinen Grundbeiträge, Bauinvestitions- und Baunut-
zungsbeiträge sowie projektgebundenen Beiträge gemäss HFKG zugunsten aller Fach-
bereiche der Hochschulen mehr aus. Er unterstützt die Kantone hingegen in spezifi-
schen, systemrelevanten Bereichen von gesamtschweizerischer Bedeutung. Der Bund 
könnte beispielsweise den Fokus auf die aus gesundheits- und hochschulpolitischer Sicht 
wichtige Medizinausbildung legen. Eine weitere Möglichkeit wäre die zentrale Förderung 
von Forschungsinfrastrukturen von nationaler Bedeutung an den Hochschulen, zusätzlich 
zur bereits existierenden Unterstützung durch den SNF (und damit indirekt durch den 
Bund). Mit dem Ziel, einen qualitativ hochstehenden Schweizer Hochschulraum (inkl. in-
ternationale Vernetzung) zu garantieren und gesamtgesellschaftliche Interessen wahren 
zu können, würde sich der Bund in diesen Bereichen massgeblich beteiligen und spezifi-
sche Grund- und/oder Investitionsbeiträge ausrichten.  

Im Bereich der Medizinausbildung könnte der Bund die Kosten für den Ausbau des Studi-
enplatzangebots an den kantonalen Universitäten übernehmen und allenfalls das ent-
sprechende Angebot im ETH-Bereich steigern. Ein besonderes Problem, das einer ver-
tieften Prüfung bedürfte, stellen die klinischen Ausbildungsplätze in den Spitälern dar, die 
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heute vielfach das Nadelöhr bilden, aufgrund dessen die Anzahl der Studienplätze nicht 
oder nur beschränkt erhöht werden kann.  

Im Bereich der kostenintensiven Forschungsinfrastrukturen könnte sich der Bund bei 
denjenigen von nationaler Bedeutung finanziell beteiligen, d.h. solche, die in die Schwei-
zer Roadmap für Forschungsinfrastrukturen aufgenommen werden. Seit 2011 publiziert 
das SBFI die Schweizer Roadmap für Forschungsinfrastrukturen und aktualisiert sie alle 
vier Jahre. Die Schweizer Roadmap ist ein strategisches Planungsinstrument, mit dem 
die Bemühungen auf nationaler Ebene koordiniert werden. Der Prozess zur Erstellung 
der Roadmap dient primär der Vorbereitung und Priorisierung von künftigen langfristigen 
Investitionen in geplante nationale Forschungsinfrastrukturen durch die zuständigen Or-
gane und Institutionen. Sie ist aktuell kein Instrument zur Finanzierung von Infrastruktu-
ren durch den Bund. Hochschulen und Forschungsinstitutionen sind für den Aufbau, die 
Finanzierung und den Unterhalt von Forschungsinfrastrukturen verantwortlich. Mit dieser 
Variante würde der Bund neu einen massgeblichen Teil der Kosten der Forschungsinfra-
strukturen aus dem Roadmap-Prozess übernehmen. Die aktuelle Roadmap 2023 zählt 
14 neue nationale Infrastrukturprojekte (10 kantonale Hochschulen und 6 ETH-Bereich, 
darunter 2 gemeinsame Projekte).  

Ausserhalb des Roadmap-Prozesses finanziert der Bund in der Finanzierungsperiode 
2025–2028 gestützt auf Art. 15 des Bundesgesetzes über die Förderung der Forschung 
und der Innovation (FIFG; SR 420.1) bereits 16 Forschungsinfrastrukturen mit maximal 
50% der Aufbau- und Betriebskosten (Gesamtbetrag max. 149 Mio. Franken; die Bun-
desfinanzierung ist jeweils auf eine Finanzierungsperiode beschränkt und muss ggf. er-
neuert werden). Weitere Möglichkeiten der Finanzierung von Forschungsinfrastrukturen 
bestehen beim SNF und den Akademien der Wissenschaften Schweiz.  

Der Bund trägt zudem bereits die gesamten Kosten der Forschungsinfrastrukturen im 
ETH-Bereich, die im Fall der Teilchenbeschleuniger von Forschenden der Universitäten 
kostenlos genutzt werden können. 

Im Sinne des mit der Bildungsverfassung von 2006 eingeführten von Bund und Kantonen 
gemeinsam getragenen Bildungsraums Schweiz (Art. 61a BV) sorgen weiterhin gemein-
same Organe von Bund und Kantonen für eine gesamtschweizerische hochschulpoliti-
sche Koordination und Qualitätssicherung (vgl. dazu auch die weiteren Ausführungen un-
ter Variante 1).  

Die Forschungs- und Innovationsförderung des Bundes nach Art. 64 BV bleibt bestehen 
respektive wird je nach Modell angepasst. 

2.2.2.  Rechtsetzungsbedarf 

Die Teilentflechtungsvariante mit der Fokussierung der finanziellen Unterstützung des 
Bundes auf einen spezifischen Bereich setzt zwingend eine Teilrevision der Bundesver-
fassung (Art. 63a Abs. 2 und 5 BV), aber auch des HFKG und seiner Ausführungserlasse 
voraus. Zudem müssten auch die interkantonalen Vereinbarungen (IUV/FHV) angepasst 
werden. Eine Beteiligung des Bundes an den Kosten der Forschungsinfrastrukturen aus 
dem Roadmap-Prozess bedarf zudem einer Teilrevision des FIFG.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2013/786/de


Seite 14 / 17 

Die Variante setzt allerdings eine umfassende vorhergehende Abklärung der neuen Rol-
len von Bund und Kantonen voraus. Dies betrifft insbesondere den Umfang der finanziel-
len Unterstützung des Bundes der erwähnten Bereiche (bis hin zur Übernahme) im Be-
reich der Medizin insbesondere auch die Regelung der klinischen Ausbildungsplätze an 
den kantonalen Universitäts- bzw. Ausbildungsspitälern und, wie bei Variante 1, die 
Frage der Notwendigkeit der Fortführung einer gemeinsamen gesamtschweizerischen 
Koordination und Sicherstellung der Qualitätssicherung für den gesamten Hochschulbe-
reich. 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen hängen vom gewählten Fokus und dem Entscheid ab, ob 
der Bund alle Kosten oder einen Teil der Kosten des spezifischen Bereichs (z.B. Medizin 
oder Forschungsinfrastrukturen) übernehmen soll.   

Analog zur Variante 1 entfallen auch in dieser Variante die Beiträge des Bundes gemäss 
HFKG an die kantonalen Universitäten und Fachhochschulen von 1471 Mio. Franken 
(Stand 2025). Im Bereich der Medizin (inkl. Zahn- und Veterinärmedizin) würde der Bund 
künftig jene Kosten tragen, für die aktuell der Bund und die Kantone aufkommen. Das 
waren im Jahr 2023 rund 1485 Mio. Franken, wovon 19% (285 Mio. Franken) vom Bund 
geleistet wurden.9 Damit sind die Kosten der Lehre, der Forschung und Entwicklung, der 
Weiterbildung und der Dienstleistungen gedeckt, soweit sie nicht aus anderen Quellen fi-
nanziert sind. Zu diesen anderen Quellen gehören die Drittmittel (583 Mio. Franken), die 
Beiträge der Studierenden (33 Mio. Franken) und weitere Erlöse von 337 Mio. Franken 
wie z.B. Erlöse aus Dienstleistungen mit öffentlichem Charakter (z.B. Behandlungskosten 
im Tierspital oder in den zahnmedizinischen Kliniken, rechtsmedizinische Untersuchun-
gen, Laboruntersuchungen in human- und veterinärmedizinischen Instituten) und Over-
headbeiträge für SNF-/Innosuisse-Forschungsprojekte. 

Diese Zahlen stellen nur den Aufwand der Hochschulen dar, welcher in der Rechnung 
der Universitäten erscheint. Da die Ausbildung in der Humanmedizin zu einem wesentli-
chen Teil an Universitätsspitälern erfolgt und nicht alle Universitäten die Kosten der Uni-
versitätsspitäler gleich abbilden, muss davon ausgegangen werden, dass die effektiven 
Kosten der Medizinausbildung von den hier verwendeten Daten des BFS nicht vollständig 
wiedergegeben werden.  

Das Projekt EKOH der SHK hat zum Ziel, die an den Universitäten und den Universitäts-
spitälern anfallenden Ausbildungskosten der Humanmedizin vollständig zu erfassen. Das 
Projekt läuft derzeit noch.10 Im Jahr 2023 wurden 105'260 Franken als durchschnittliche 
Kosten der Lehre pro Studierenden und Jahr inkl. Pro-Kopf-Anteil an den Forschungskos-
ten abzüglich der Drittmittel ermittelt (Kostenindikator III). Bei 9960 Studierenden11 be-
deutete das Kosten von 1048 Mio. Franken pro Jahr. Zusätzlich müsste der Bund die ak-

 
9 BFS Erhebung Hochschulfinanzen (SHIS-FIN) 
10 https://shk.ch/de/dokumentation/publikationen/226-projekt-ekoh  
11 Studierendende an kantonalen Hochschulen in Humanmedizin (ohne Zahn- und Veterinärmedizin) im Jahr 2024/2025 auf den Stufen Bachelor und 

Master gemäss BFS SHIS-studex, ohne Doktoratsstudierende (5069 Studierende). 

https://shk.ch/de/dokumentation/publikationen/226-projekt-ekoh
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tuell von Bund oder Kantonen getragenen Kosten der Grundausbildung in Zahn- und Ve-
terinärmedizin (121 Mio. Franken), der vertieften Ausbildung in allen Medizinbereichen 
(Doktoratsstudierende in Human-, Zahn- und Veterinärmedizin, 139 Mio. Franken), der 
Forschung und Entwicklung (soweit nicht im EKOH Kostenindikator III abgebildet12, 360 
Mio. Franken), der Weiterbildung (43 Mio. Franken) sowie der Dienstleistungen (17 Mio. 
Franken) übernehmen. Es ergäben sich somit Kosten für den Bund von ca. 1728 Mio. 
Franken pro Jahr.13 

Für die Auswirkung eines höheren Bundesanteils an der Finanzierung von Forschungs-
infrastrukturen von nationaler Bedeutung gibt die Roadmap für Forschungsinfrastrukturen 
202314 mögliche Grössenordnungen vor. Die darin enthaltenen 14 Projekte verursachen 
über die vierjährige Periode 2025–2028 Kosten von 788 Mio. Franken, wovon der Bund 
430 Mio. Franken trägt.15 Unter der Annahme, dass sich diese Ausgaben so bestätigen 
und der Bund sich massgeblich an den Kosten beteiligt, wären im Rahmen der Road-
map-Projekte bis zu ca. 300-350 Mio. Franken für eine BFI-Periode bzw. knapp 90 Mio. 
Franken pro Jahr denkbar. 

Die Auswirkungen auf die administrativen Aufwendungen hängen von der genauen Um-
setzung ab und wären auch bei einer Vertiefung diese Variante genauer zu prüfen.  

Der Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neutrale Globalbilanz des Pro-
jekts Entflechtung 27. 

2.2.4. Bewertung  

Die Bewertung dieser Variante fällt aus sektoraler Sicht ähnlich aus wie bei Variante 1. 
Die finanzielle Entflechtung in Bereichen ohne gesamtschweizerische Bedeutung (d.h. 
ausserhalb von Medizin und nationalen Forschungsinfrastrukturen) wird hinsichtlich Sub-
sidiarität (insbesondere Fachhochschulen und kantonalen Hochschulen ohne medizini-
sche Fakultät), Effizienz und Effektivität (Koordination, Qualitätssicherung, Angebot) ne-
gativ beurteilt. Eine Fokussierung der Bundesfinanzierung auf spezifische systemrele-
vante Bereiche von gesamtschweizerischer Bedeutung hätte jedoch das Potenzial, die 
Effizienz und Effektivität in diesen Bereichen zu steigern und insbesondere in der Medizin 
für mehr Kostentransparenz zu sorgen und sicherzustellen, dass künftig eine angemes-
sene Anzahl Ärztinnen und Ärzte ausgebildet wird, was einem wichtigen gesamtgesell-
schaftlichen Bedürfnis entspricht. Allerdings würde das Risiko eines Hochschulsystems 
mit zwei Geschwindigkeiten im Vergleich zu Variante 1 möglicherweise noch stärker zu-
nehmen. 

Diese Variante wird im Gegensatz zu Variante 1 auch aus Sicht der finanzpolitischen 
Vertretung des Bundes negativ beurteilt. Eine stärkere Bundesbeteiligung im Bereich der 

 
12 Für den EKOH Kostenindikator III werden die Forschungskosten auf alle Studierenden inkl. Doktoratsstudierende verteilt. In der oben berechneten 

Zahl von 1048 Mio. Franken sind somit der auf die Doktoratsstudierenden entfallende Teil der Forschungskosten in Humanmedizin und die Forschungs-
kosten für Zahn- und Veterinärmedizin noch nicht enthalten. 
13 Zahlen erneut gemäss BFS SHIS-FIN, wodurch bei diesen Ergänzungen der Kosten der Grundausbildung in Humanmedizin gemäss EKOH wiede-

rum die Kosten der Universitätsspitäler nicht vollständig wiedergegeben werden. 
14 https://www.sbfi.admin.ch/dam/de/sd-web/erBdeORsG1Z5/Roadmap_Forschungsinfrastrukturen_2023_Teil_1_DE.pdf 
15 In der Roadmap werden Beiträge nach Art. 47 HFKG im Umfang von 119 Mio. Franken genannt. Diese Beiträge wurden jedoch nicht genehmigt und 

es wird hier davon ausgegangen, dass die Projektträger diese Mittel aus anderen Quellen beschafft haben. 

https://www.sbfi.admin.ch/dam/de/sd-web/erBdeORsG1Z5/Roadmap_Forschungsinfrastrukturen_2023_Teil_1_DE.pdf
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Medizin würde die Subsidiarität verschlechtern. Die Verantwortung für die Organisation 
und Finanzierung des Gesundheitswesens liegt hauptsächlich bei den Kantonen. Sie sind 
für die Spitalfinanzierung, Spitalplanung sowie die Ausbildung von genügend Pflege- und 
Gesundheitskräften zuständig. Da sie bereits heute einen Grossteil der Kosten aus-
serhalb der OKP tragen, ist nicht klar, warum die Ausbildung von zusätzlichen Medizin-
studierenden die Kraft der Kantone übersteigen sollte. Die bestehenden Probleme könn-
ten auch von den Kantonen mit bereits bestehenden Instrumenten angegangen werden 
(IUV-Beiträge). Zudem besteht ein Nadelöhr bei den klinischen Ausbildungsplätzen, das 
mit dieser Variante nicht behoben würde. 

Demgegenüber wird argumentiert, dass der Bund die universitäre Ausbildung, berufliche 
Weiterbildung, Fortbildung und Ausübung der universitären Medizinalberufe – anders als 
bei den übrigen Studiengängen – über das Medizinalberufegesetz (MedBG, SR 811.11) 
regelt und auch der Eignungstest für das Medizinstudium und die darauf abstützende Zu-
teilung der Studienplätze an den Hochschulen, die einen Numerus Clausus anwenden, 
weitgehend zentralisiert funktioniert. Schliesslich gibt es auch in den eidgenössischen 
Räten Stimmen, die vom Bundesrat ambitionierte und griffige Massnahmen gegen den 
Ärztemangel verlangen, vgl. z.B. Motion 23.3854 Hurni «Mangel an Ärztinnen und Ärzten 
in der Schweiz. Vorbeugen ist besser als heilen!» und Motion 23.3293 Roduit «Numerus 
clausus. Schluss mit dem Ausschluss von Medizinstudierenden aufgrund anderer Krite-
rien als Kompetenzen und Qualität». 

Im Bereich der nationalen Forschungsinfrastrukturen weisen die Projekte gemäss Road-
map aus Sicht der finanzpolitischen Vertreter des Bundes ebenfalls keine finanzielle 
Tragweite auf, die eine Kompetenzverschiebung zum Bund rechtfertigen würde. Aus 
sektoraler Sicht wird hingegen argumentiert, dass der Bedarf an leistungsstarken For-
schungsinfrastrukturen mit dem Fortschritt multidisziplinärer Forschungsprojekte und 
Technologien in allen wissenschaftlichen Bereichen stetig zunimmt und die Finanzierung 
von Vorhaben, trotz guter Bewertung in der Roadmap, teilweise Schwierigkeiten bereitet.  

In Bezug auf die Effizienz und Effektivität wird insbesondere die mit dieser Variante neu 
geschaffene Schnittstelle zwischen Ausbildung (Bund) und Ausbildungsbetriebe (Kan-
tone) kritisch beurteilt. Es bestehen Abhängigkeiten zwischen den beiden Bereichen, die 
bei dieser Variante zu einem erhöhten Koordinationsaufwand, Reibungsverlusten und ei-
ner Diskrepanz zwischen Studien- und klinischen Ausbildungsplätzen bzw. fehlenden An-
schlusslösungen führen könnten. 

Bei einer Fokussierung der Bundesmittel auf einzelne Bereiche besteht aus Sicht der fi-
nanzpolitischen Vertreter des Bundes zudem ein Risiko für Fehlanreize und Angebotsver-
zerrungen. Die Kantone könnten aufgrund verfügbarer Bundesmittel Angebote bereitstel-
len, die nicht in genügendem Umfang nachgefragt werden oder zu teuer sind. 

Aus Sicht der finanzpolitischen Vertreter des Bundes überzeugt diese Variante weniger 
als der Status quo und als die Variante 1, da sie eine weitere Verflechtung im ohnehin 
schon stark verflochtenen Gesundheitsbereich sowie neue Fehlanreize schafft. Aus sekt-
oraler Sicht wird diese Variante aus den gleichen Gründen wie Variante 1 (Effizienz, Ef-
fektivität, Subsidiarität) negativer als der Status quo beurteilt. Zudem würde eine solche 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/537/de
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233854
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233293


Seite 17 / 17 

Fokussierung aus Sicht der Sektoralvertreter des Bundes zu einer umfassenden Neuge-
staltung der Hochschulpolitik von Bund und Kantonen mit vielen komplexen Fragestellun-
gen und Abhängigkeiten führen. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Aus sektoraler Sicht sichert die bestehende Aufgabenteilung zwischen Bund und Kanto-
nen im Hochschulbereich die derzeitige hohe Qualität des Schweizer Hochschulraums. 
Die gemeinsame Zuständigkeit für den Hochschulraum Schweiz verhindert den Zerfall 
des Hochschulraums in die Teilräume der Kantone und der ETH/EPFL. Zentral ist dabei 
die Koordinationsrolle, die im Rahmen der gemeinsamen Organe, insbesondere der 
SHK, von Bund und Kantonen gemeinsam wahrgenommen wird. Die Sektoralvertreter 
von Bund und Kantonen empfehlen deshalb, den Status quo beizubehalten. Eine Verän-
derung der Finanzierungszuständigkeiten birgt das Risiko, die hohe Qualität und Effizienz 
der Hochschulbildung und Forschungstätigkeit in der Schweiz zu gefährden. Eine Diskus-
sion bzw. eine vertiefte Prüfung der künftigen Ausrichtung der Hochschulpolitik von Bund 
und Kantonen müsste aus Sicht der Sektoralvertreter des Bundes mit Blick auf das Ge-
samtsystem und insbesondere unter Berücksichtigung der engen Verzahnung von Hoch-
schul- und Forschungsförderung erfolgen. Aufgrund dieser Komplexität und des erforder-
lichen Zeitbedarfs sollte dies ausserhalb des Projekts Entflechtung 27 umgesetzt werden. 
Zusätzlich sind auch die oben ausgeführten Erfahrungen in Deutschland mit Föderalis-
musreformen im Hochschulbereich zu analysieren. Diskussionen und Prüfungen finden 
bereits statt. Eine wichtige Grundlage dafür bilden die abgeschlossenen, noch laufenden 
und alle vier Jahre durchzuführenden Evaluierungen gemäss Art. 69 HFKG. 

Aus einer Entflechtungsperspektive sehen die finanzpolitischen Vertreter des Bundes Po-
tenzial für die Vertiefung der Variante «finanzielle Entflechtung», die eine Aufhebung der 
Bundesbeiträge an kantonale Hochschulen vorschlägt. Die Kantone tragen bereits heute 
die Hauptlast der Finanzierung ihrer Hochschulen und steuern diese weitgehend selbst. 
Mit einer vollständigen Entflechtung werden die verschiedenen Rollen (Entscheidungs- 
und Kostenträger sowie Nutzniessende) bei den Kantonen zusammengeführt, allfällige 
Fehlanreize und die finanziellen Verflechtungen können dadurch eliminiert werden. Die 
Kantone erhalten die Mittel zweckfrei und können eigenständig über den Mitteleinsatz 
und die Aufgabenerfüllung entscheiden. Es stellt sich zudem die Frage, wie stark die bei-
den autonomen ETH tatsächlich in den Hochschulraum eingebunden sind. Gerade das 
Projekt Entflechtung 27 bietet den geeigneten Rahmen für diese vertiefte Überprüfung, 
da mit der neutralen Globalbilanz sichergestellt wird, dass sich auch bei einer Änderung 
der Zuständigkeiten keine Staatsebene auf Kosten der anderen entlastet. Aus Sicht der 
finanzpolitischen Vertreter des Bundes ermöglicht es die breite Abstützung, die bei der 
Entflechtung über die sektorale Sicht hinausgeht, die notwendige Gesamtsicht einzuneh-
men und den verschiedenen Herausforderungen besser Rechnung zu tragen. 

Ob der Bund auch weiterhin für die EHB zuständig bleibt – wovon in dieser Variante aus-
gegangen wird – soll bei den weiteren Arbeiten im Aufgabenbereich Berufsbildung ge-
prüft werden.  

 


